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B E R I CH T

Das neue Wasserrecht in Bayern
– Ein Bericht von der Frühjahrstagung 2014 der bayerischen ARGE für
Verwaltungsrecht in Regensburg –

Von Rechtsreferendarin Veronika Boehlke und Rechtsreferendarin Katrin Schäfler, Regensburg

Die im Jahr 2007 gegründete Arbeitsgemeinschaft für Verwaltungsrecht im Deutschen Anwaltverein (Landes-
gruppe Bayern) konnte für die Frühjahrstagung 2014 im „bayernhafen“ Regensburg Ministerialrat a.D. Ulrich
Drost als Fachreferent zum Thema „Das neue Wasserrecht in Bayern“ gewinnen.

I. Einleitung

Thema des Abends war das neue bayerische Wasserrecht, wobei
Referent Ministerialrat a. D. Ulrich Drost seine Schwerpunkte
bei aktuellen Themen wie der Wasserkraftnutzung, die im Zuge
der Energiewende eine bedeutsame Rolle spielt, der Festsetzung
von Wasserschutzgebieten, die für den Erhalt unserer Trink-
wasserqualität unerlässlich sind, und nicht zuletzt bei der Hoch-
wasservorsorge setzte. Auch letztgenanntes Thema wies einen
besonderen Bezug zum Tagungsort auf, wurde doch die Stadt
Regensburg wie viele andere Orte entlang der Donau im Jahr
2013 von einem Hochwasser heimgesucht – wenn auch nicht
mit so gravierenden Auswirkungen wie in anderen Städten.

II. Systematischer Überblick

Zunächst gab der Referent einen kurzen systematischen Über-
blick über die Regelungen des Wasserrechts, das seit der Föde-
ralismusreform 2006 nicht mehr einer Rahmengesetzgebung
unterfällt, sondern nun Teil der konkurrierenden Gesetzgebung
nach Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 GG ist. Hierbei stellte er die
Grundtatbestände des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) dar, die
nach Benutzungen (§ 9 WHG), Gewässerausbau (§ 67 WHG),
Gewässerunterhaltung (§ 39 WHG) sowie Anlagen in, an, über
und unter oberirdischen Gewässern (§ 36 WHG) unterschieden
werden können.

Im Hinblick auf die Abschaffung von Art. 65 EGBGB im
Jahr 2009 wurde zudem die neue Eigentumslage hinsichtlich des
Wassers und der Gewässer erläutert, die in § 4 WHG ihren
Niederschlag gefunden hat. So sind nach § 4 Abs. 2 WHG das
Wasser eines fließenden oberirdischen Gewässers und das
Grundwasser nicht eigentumsfähig. Zu beachten ist, dass auf-
grund einer einem Dritten erteilten staatlichen Zulassung (z. B.
einer Bewilligung nach § 14 WHG) keine Pflicht des Gewässer-
grundstückseigentümers besteht, die Ingebrauchnahme seines
Grundstücks durch den Dritten zu dulden. Vielmehr erstreckt
sich die Gestattung nur auf das Gewässer selbst.

Des Weiteren wies Ulrich Drost auf unionsrechtliche Rege-
lungen, wie beispielsweise die Wasserrahmenrichtlinie, die
Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie und die Grundwas-
serrichtlinie, hin und hob die elementare Bedeutung des Was-
sers für unsere Existenz hervor, was sich insbesondere daran
zeigt, dass im Jahr 2010 von den Vereinten Nationen ein
Menschenrecht auf sauberes Trinkwasser anerkannt wurde.

Während seines Vortrags ging der Referent immer wieder
auf die Berührungspunkte zwischen Wasserrecht und Baurecht
ein, z. B. anhand des Beispiels der Errichtung einer Tiefgarage,

die ein Paradebeispiel des Bauens im Grundwasser darstelle
(§ 49 Abs. 1 Satz 2 WHG, Art. 30 Abs. 1 Satz 3 BayWG).

III. Wasserkraftnutzung

Schließlich erläuterte Ministerialrat a. D. Drost die zentralen
Aspekte der Wasserkraftnutzung, die eine Gewässerbenutzung
nach § 9 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 WHG darstellt, somit verschie-
dene Benutzungstatbestände erfüllt. Zudem kann die Wasser-
kraftnutzung mit einem Gewässerausbau verbunden sein, wenn
hierfür Deich- und Dammbauten angefertigt werden müssen
und so ein Stausee entsteht.

Damit unterliegt die Wasserkraftnutzung der Erlaubnis-
oder Bewilligungspflicht (§ 8 Abs. 1 WHG) bzw. der Planfest-
stellung oder Plangenehmigung nach § 68 Abs. 1 und 2 WHG
und kann deshalb nur mit einer staatlichen Zulassung ausgeübt
werden (sog. repressives Verbot mit Befreiungsvorbehalt). Aus
diesem Grund stellt bereits die formelle Rechtswidrigkeit der
Nutzung, d. h. das Fehlen einer entsprechenden behördlichen
Genehmigung, einen Untersagungsgrund dar.

Im Hinblick auf § 12 Nr. 1 WHG sind weiter bestimmte
zwingende wasserrechtliche Anforderungen zu beachten, wie
unter anderem der Schutz der Fischpopulation (§ 35WHG), die
Gewässerdurchgängigkeit (§ 34 WHG) und Mindestwasserfüh-
rung (§ 33 WHG). Diese strengen Regularien dienen dazu, in
höchstmöglichem Maße die Verträglichkeit der Wasserkraft-
nutzung mit der natürlichen Umgebung zu gewährleisten und
so die Gewässer und deren Bewohner vor einer zu starken
menschlichen Einwirkung zu schützen.

IV. Wasserschutzgebiete

Anschließend griff der Referent das Thema der Wasserschutz-
gebiete auf, die durch die Einführung des Art. 31 Abs. 3 BayWG
mit Gesetz vom 16. Februar 2012 insoweit eine Neuregelung
erfuhren, als darin eine Konfliktlösungsregel für die in Wasser-
schutzgebieten vorhandene Bebauung enthalten ist. So soll nach
Art. 31 Abs. 3 BayWG innerhalb der im Zusammenhang be-
bauten Ortsteile (vgl. § 34 BauGB) keine Ausweisung von
Wasserschutzgebieten für neue Wassergewinnungsanlagen er-
folgen.

Ferner bestimmt der ebenfalls neu eingeführte Art. 31 Abs. 4
BayWG, dass Wasserschutzgebiete nun auch für die private
Wassergewinnung festgelegt werden können, so z. B. für die
Mineral- und Quellwasserversorgung oder die Eigenwasserver-
sorgung. Voraussetzung ist allerdings, dass die Festsetzung im
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öffentlichen Interesse ist. Hieran zeige sich der vomGesetzgeber
gesehene Bedarf, den Schutz für Mineralwasser- und Quell-
wassernutzungen – insbesondere im Hinblick auf Erdwärme-
nutzung und das derzeit kontrovers diskutierte Fracking – zu
erweitern.

V. Hochwasserschutz in Bayern

Abschließend ging Referent Ulrich Drost auf das auch aufgrund
des Klimawandels zunehmend an Bedeutung gewinnende
Thema der Hochwasservorsorge ein und stellte hierzu die ein-
schlägigen bundes- und landesrechtlichen Regelungen vor.

So enthält das Wasserhaushaltsgesetz Regelungen zu Hoch-
wasservorsorge (§§ 5, 6 WHG) und Hochwasserschutz (§§ 72 ff.
WHG). Im Hinblick auf die Hochwasservorsorge wird nach
persönlichen Pflichten, die sich aus § 5 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2
WHG ergeben, sowie nach Bewirtschaftungspflichten in § 6
Abs. 1 Nr. 6 Alt. 1 WHG unterschieden. In § 72 Satz 1 WHG
wird schließlich der Begriff „Hochwasser“ legaldefiniert.

Auf landesrechtlicher Ebene finden sich Vorschriften zum
Hochwasserschutz in den Art. 43 ff. BayWG: Der Anwendungs-
bereich des BayWG erstreckt sich im Gegensatz zu § 2 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1, § 3 Nr. 1 WHG auch auf nicht aus Quellen wild
abfließendes Wasser. Eine eigenständige Regelung des Hoch-
wasserbegriffs enthält das BayWG dagegen nicht.

Ferner wies Ministerialrat a. D. Ulrich Drost darauf hin, dass
in den §§ 73 bis 75 WHG die Umsetzung der Hochwasserrisiko-
managementrichtlinie erfolgt, während in den §§ 76 ff. WHG
nationale Regelungen zum Hochwasserrisikomanagement ge-
troffen wurden. § 76 Abs. 1 Satz 1 WHG bestimmt, was unter
einem Überschwemmungsgebiet zu verstehen ist, während § 76
Abs. 2 WHG eine Pflicht zur Festsetzung von Hochwassergebie-
ten durch die Landesregierung, nach Art. 46 Abs. 3 BayWG
delegiert auf die Kreisverwaltungsbehörden, statuiert.

Vertieft ging der Referent auf die Rechtsfolgen ein, die sich
aus der vorläufigen Sicherung und Festsetzung von Über-
schwemmungsgebieten ergeben, und stellte hierbei insbeson-
dere die Bezüge zum Baurecht her. So erläuterte er die aus § 78
Abs. 1 WHG resultierenden Folgen für die Bauleitplanung, wie

z. B. ein Verbot der Ausweisung neuer Baugebiete in § 78 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 WHG, das jedoch nicht für Häfen undWerften gilt.
Ebenso wird durch § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG die Errich-
tung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach §§ 30, 33, 34
und 35 BauGB untersagt. Die Verbote in § 78 Abs. 1 Satz 1
WHG stellen unmittelbar geltendes Recht dar und gehen den
landesrechtlichen Vorschriften zum genehmigungsfreien Bauen
(Art. 57 f. BayBO) vor. Nach Ansicht der Rechtsprechung sei
§ 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG nicht extensiv auszulegen, d. h.
nicht jede Bauplanänderung sei relevant, sondern nur wenn sich
dadurch Auswirkungen auf die Hochwasserbelange ergeben, so
Drost.

Unter bestimmten Voraussetzungen lässt § 78 Abs. 2 WHG
Ausnahmen von den in § 78 Abs. 1 Satz 1 WHG normierten
Verboten zu, wobei Ulrich Drost hervorhob, dass die zuständige
Behörde ihr Ermessen grundsätzlich auch dahingehend aus-
üben könne, dass sie trotz Vorliegens der Voraussetzungen die
Ausweisung neuer Baugebiete versage. Im Hinblick auf Art. 28
Abs. 2 GG bedürfe es jedoch einer verfassungskonformen Aus-
legung der Vorschrift. Schließlich betonte Referent Ulrich
Drost, dass § 78 Abs. 2 WHG Drittschutz vermittele. So könne
zugunsten eines Geschädigten ein Schadensersatzanspruch be-
stehen, wenn die Ausweisung eines neuen Baugebiets in einem
Überschwemmungsgebiet auf einer Amtspflichtverletzung be-
ruht, beispielsweise wenn den Vorgaben in § 78 Abs. 2 Nr. 9
WHG bei der Ausweisung unzureichend Rechnung getragen
wurde.

VI. Fazit

Als Fazit lässt sich festhalten, dass das WHG und das BayWG in
ihren derzeitigen Fassungen den zukünftig anstehenden He-
rausforderungen angemessen begegnen können. In seinem ins-
truktiven und kurzweiligen Vortrag vermittelte der renom-
mierte Wasserrechtler Ministerialrat a. D. Ulrich Drost seinen
Zuhörern einen Einblick in die Systematik des Wasserrechts
und gleichzeitig einen Eindruck von dessen elementarer Bedeu-
tung sowie den damit zusammenhängenden Herausforderun-
gen und Lösungsansätzen.
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